
sie auch durch gesonderten Beschluß ergehen sollte, 
stellt sie doch eine Ergänzung der Kostenregelung in 
dem das Verfahren beendenden Urteil oder Beschluß 
dar. Sie gehört also mit zur abschließenden Regelung 
des Rechtsstreits. Wenn in zu begründenden Ausnahme­
fällen der Erlaß kurze Zeit nach der Endentscheidung 
in der Sache für zulässig anzusehen sein wird, vor 
allem dann, wenn letztere berufungs- oder beschwerde­
fähig ist, so kann ein Beschluß nach § 102 ZPO nach 
erfolgter Kostenabrechnung oder Erledigung eines Ko­
stenfestsetzungsgesuchs nicht mehr erlassen werden, 
wie überhaupt nach rechtskräftigem Abschluß des 
Rechtsstreits im Interesse der Rechtssicherheit von 
einer ergänzenden Kostenregelung nach § 102 ZPO Ab­
stand genommen werden sollte. Keinesfalls ist es aber 
möglich, erst mehrere Monate nach Eintritt der Rechts­
kraft in der Hauptsache aus finanzwirtschaftlichen 
Gründen oder zufolge des nachträglichen Antrages 
einer Prozeßpartei in § 102 ZPO angeführten Personen 
Kosten aufzuerlegen.
Entscheidungen gemäß § 102 ZPO haben durch das 
Prozeßgericht zu ergehen. Entscheidet das Gericht zwei­
ter Instanz zugleich mit über die Kosten des ersten 
Rechtszuges, wie in diesem Verfahren, dann ist es 
zweckmäßig, daß das Rechtsmittelgericht für die Ko­
sten beider Instanzen einen etwa notwendigen Be­
schluß nach § 102 ZPO faßt. Unzulässig ist es jedoch, 
daß das Gericht erster Instanz zugleich mit über die 
Auferlegung der Kosten zweiter Instanz befindet, da 
es dort nicht das Prozeßgericht war. Der Antrag des 
Verklagten vom 12. Mai 1964, der als Anregung anzu­
sehen ist, da es sich im Falle des § 102 ZPO um eine 
Ermessensentschädigung des Gerichts handelt, hätte da­
her, abgesehen davon, daß er viel zu spät gestellt 
wurde, an das Berufungsgericht weitergeleitet werden 
müssen, da er die Kosten zweier Instanzen betraf.
Ob eine Entscheidung nach § 102 ZPO zu erfolgen hat, 
ist allein durch das Prozeßgericht zu entscheiden. Der 
Kostensachbearbeiter kann daher ohne dessen Anord­
nung nicht andere Gerichte ersuchen, den gesetzlichen 
Vertreter einer Partei hierzu zu hören. Auch das wird 
das Kreisgericht in Zukunft beachten müssen.

§§ 521, 536 ZPO; §§ 13, 19 EheVerfO.
Bei Endurteilen, in denen über mehrere Ansprüche ent­
schieden wurde, kann die unselbständige Anschluß­
berufung auch hinsichtlich solcher Entscheidungen ein­
gelegt werden, die mit der Berufung nicht angegriffen 
wurden. Dadurch wird die für diese Entscheidungen 
bereits eingetretene Rechtskraft wieder aufgehoben. 
Dieser Grundsatz gilt auch für Urteile in Ehesachen, 
wenn neben dem Scheidungsausspruch zugleich über 
Ansprüche entschieden worden ist, die nach § 13 Ehe­
VerfO mit der Ehesache verbunden wurden. Dabei sind 
die sich aus § 19 EheVerfO ergebenden Besonderheiten 
zu beachten.
OG, Urt. vom 22. Juli 1965 - 1 ZzF 15/65.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien geschieden. 
Das Sorgerecht für die drei minderjährigen Kinder 
wurde der Verklagten übertragen und der Kläger ver­
urteilt, jedem Kind monatlich 50 MDN und der Ver­
klagten 100 MDN Unterhalt zu leisten.
Der Kläger hat Berufung eingelegt, soweit das Sorge­
recht für den Sohn E. der Verklagten zugesprochen 
und ihr Unterhalt zugebilligt wurde. Die Verklagte hat 
im Termin vom 15. Januar 1965 — das Urteil des Kreis­
gerichts war ihr am 14. September 1964 zugestellt wor­
den — Anschlußberufung eingelegt und beantragt, den 
Unterhalt für die drei Kinder auf monatlich 70 MDN 
festzusetzen.

Das Bezirksgericht hat unter Zurückweisung des weiter­
gehenden Antrags auf die Anschlußberufung den Un­
terhaltsbetrag für den Sohn E. auf monatlich 65 MDN 
erhöht. Soweit die Erhöhung des Unterhalts auch für 
die Kinder K. und D. beantragt wurde, hat es die An­
schlußberufung als unzulässig verworfen. Dazu wird 
ausgeführt:
Die Anschlußberufung habe nur zum Teil Erfolg haben 
können. Entsprechend seinen wirtschaftlichen Verhält­
nissen sei der Kläger verpflichtet, 65 MDN zu gewäh­
ren. In diesem Verfahren habe aber nur der Unterhalt 
für den Sohn E. geändert werden können. Wegen seiner 
Sorgerechtsregelung sei Berufung eingelegt worden* 
deshalb sei die Entscheidung über den Unterhalt nicht 
rechtskräftig geworden. Die Anschlußberufung hinsicht­
lich des Unterhalts für die Kinder K. und D. sei zu 
verwerfen gewesen. Deren Sorgerechts- und Unter­
haltsregelung sei mit der Berufung nicht angegriffen 
worden. Da die Anschlußberufung erst nach Ablauf der 
Berufungsfrist eingelegt worden sei, sei das Urteil des 
Kreisgerichts insoweit rechtskräftig geworden. Gegen 
eine rechtskräftige Entscheidung sei jedoch keine An­
schlußberufung möglich. Zwar könne sich der Beru­
fungsverklagte nach § 521 ZPO der Berufung noch an­
schließen, wenn die Berufungsfrist verstrichen sei oder 
wenn er auf die Berufung verzichtet habe. Diese Be­
stimmung regele aber nur den Fall, daß sich Berufung 
und Anschlußberufung gegen dieselbe Entscheidung 
richteten. Auch nach § 19 Abs. 2 EheVerfO sei eine 
Abänderung nicht möglich, da gegen den Scheidungs­
ausspruch keine Berufung erfolgt sei. Eine Korrektur 
des Unterhalts für die Kinder K. und D. sei im Rechts­
mittelverfahren nicht möglich; die Verklagte könne 
aber beim Kreisgericht Abänderungsklage nach § 323 
ZPO einreichen. Hiergegen bestünden keine Bedenken, 
weil die Zivilkammer von unrichtigen Feststellungen 
ausgegangen sei.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
des Urteils des Bezirksgerichts beantragt, soweit die 
Anschlußberufung als unzulässig verworfen worden 
ist. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Auffassung des Berufungssenats, daß gegen End­
urteile, in denen zugleich über mehrere Ansprüche ent- 
schieden wurde, die sog. unselbständige Anschluß­
berufung nur insoweit zulässig sei, als die Einzel­
entscheidung mit der Berufung angegriffen wurde, ist 
rechtsirrig. Zutreffend wird im Kassationsantrag darauf 
hingewiesen, daß es Sinn und Zweck der Anschluß­
berufung ist, einer Partei, die zwar mit , dem Urteil 
nicht völlig einverstanden ist, es aber gleichwohl bei 
der Entscheidung des Gerichts in der Erwartung be­
wenden lassen wollte, daß sich auch der Prozeßgegner 
mit ihr abfinden werde, die Möglichkeit zu geben, ihre 
Rechte voll zu wahren, wenn wider Erwarten von der 
Gegenseite doch Berufung eingelegt wird (vgl. Nathan, 
Das Zivilprozeßrecht der DDR, Bd. II, Berlin 1958, 
S. 203 f.). Aus diesen Erwägungen ergibt sich, daß sich 
die Anschlußberufung auch gegen andere Entscheidun­
gen richten kann, die in dem mit der Berufung ange­
griffenen Urteil zugleich mit getroffen, aber von ihr 
nicht beanstandet wurden. Gerade wegen dieser Ent­
scheidungen kann der Berufungsverklagte kein Rechts­
mittel eingelegt haben, weil er annahm, daß der Be­
rufungskläger dann auch die übrigen Entscheidungen 
nicht angreifen werde. Das gilt im Hinblick auf § 521 
ZPO nicht nur dann, wenn die Anschlußberufung noch 
innerhalb der Rechtsmittelfrist des § 516 ZPO (einen 
Monat) eingelegt wird, sondern, um den Interessen des 
Berufungsverklagten voll gerecht zu werden, auch für 
den Fall, daß die Berufungsfrist — wie in diesem Ver­
fahren — bereits verstrichen ist. Die für diese Einzel­
entscheidungen bereits eingetretene Rechtskraft wird 
durch die Einlegung der Anschlußberufung wieder auf­
gehoben.
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